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Vorwort 

Die vorliegende Arbeit wurde im Frühjahrs-/Sommersemester 2016 von der 
Fakultät für Rechtswissenschaft und Volkswirtschaftslehre der Universität 
Mannheim als Dissertation angenommen. Entstanden ist sie während meiner 
Zeit als Wissenschaftliche Mitarbeiterin am Lehrstuhl für Bürgerliches Recht, 
Recht des Geistigen Eigentums sowie deutsches und europäisches Verfah-
rensrecht von Prof. Dr. Mary-Rose McGuire an der Universität Mannheim. 

Die Promotionszeit am Mannheimer Lehrstuhl meiner Doktormutter 
Prof. Dr. Mary-Rose McGuire war ein wissenschaftlicher Reifungsprozess im 
besten Sinne. Ich verdanke Ihr nicht nur meine Begeisterung für das Recht 
des Geistigen Eigentums sondern auch für das wissenschaftliche Arbeiten in 
all seinen Facetten. Ihre unwahrscheinliche Leidenschaft für das Fach war 
Quell steter Anregung und Unterstützung, nicht nur bei der eigentlichen Ar-
beit an der Promotion sondern auch bei der Verwirklichung weiterer eigener 
Publikationsprojekte und Lehrveranstaltungen. Die gemeinsame Zeit war 
geprägt von echtem wissenschaftlichem Diskurs und großer gegenseitiger 
Anteilnahme.  Für die umfassende und unbedingte Förderung bedanke ich 
mich bei Prof. Dr. Mary-Rose McGuire von ganzem Herzen. Herrn Prof. Dr. 
Ulrich G. Schroeter bin ich für die äußerst zügige Erstellung des sehr freund-
lichen Zweitgutachtens verbunden. 

Eine Promotion ist jedoch auch immer das Ergebnis eines akademischen 
Reifungsprozesses im weiteren Sinne, an dem viele Menschen Anteil haben. 
So blicke ich gern auf frühere Tage als studentische Hilfskraft am Institut für 
geschichtliche Rechtswissenschaft der Universität Heidelberg bei Prof. 
Dr. Christian Baldus zurück, welche für mein Interesse an wissenschaftlichen 
Fragestellungen prägend waren. Für die Förderung in der ersten Orientie-
rungsphase meiner Promotion bedanke ich mich bei Prof. Dr. Dres. h.c. Her-
bert Kronke, jetzt Den Haag, und Dr. Peter Heckel, Frankfurt, für die ich als 
wissenschaftliche Mitarbeiterin tätig sein durfte. Natürlich haben auch zahl-
reiche Wegbegleiter einen maßgeblichen Anteil am Gelingen des Promoti-
onsprojekts, sei es als kritische Diskussionspartner, Helfer bei der Druckle-
gung des Manuskripts oder schlichtweg bei der Gestaltung eines herzlichen 
Umfelds. In diesem Sinne danke ich allen Kollegen am Mannheimer Lehr-
stuhl, insbesondere Herrn Heiko Ullrich für seine langjährige freundschaftli-
che Unterstützung. Für ihre wertvolle Hilfe bei der Drucklegung der Arbeit 



 Vorwort  VIII 

seien außerdem die Herren Christopher Gutjahr, Tassilo Keiber und Markus 
Kleinn ausdrücklich erwähnt. Zudem hat mein Vater den Text gelesen und 
manchen Fehler korrigiert. 

Ebenso wie – stilistisch – der Dank an die Familie eine Klammer für die 
der Arbeit vorangestellten Dankesworte bildet, so ist die Familie auch im 
übertragenden Sinn die Klammer, welche einen oftmals unsicheren Geist mit 
Ihrer Liebe und bedingungslosen Unterstützung umfasst und damit die not-
wendigste Grundlage für den erfolgreichen Abschluss der Arbeit schafft.  

In diesem Sinne gebührt meinem lieben Ehemann Dr. Peter Tochtermann 
aus vollstem Herzen Dank für seine unbeschreibliche Unterstützung sowohl 
im kritischen Diskurs als auch in liebevoller familiärer Begleitung, der immer 
zum richtigen Zeitpunkt mit dem erforderlichen Nachdruck der Arbeit zum 
Fortkommen zu verhelfen wusste. Überaus froh bin ich auch, dass unsere 
gemeinsame Tochter Carla Josefine ‚Sukzessionsschutz’ nicht als erstes Wort 
aussprach, obwohl sie dazu Anlass gehabt hätte. 

Diese Arbeit wäre aber ohne Zweifel niemals entstanden ohne die Liebe 
und Fürsorge meiner Eltern Ulrike und Volker Ziegert. Ihnen ist die Arbeit 
gewidmet. 

 
Heidelberg, im August 2017                      Lea Tochtermann 
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Kapitel 1 

Einführung 

I. Der Sukzessionsschutz 
I. Sukzessionsschutz 

Der Sukzessionsschutz im Recht des Geistigen Eigentums beantwortet die 
Frage, welche Auswirkungen die Übertragung eines Schutzrechts oder die 
Erteilung weiterer Lizenzen oder Nutzungsrechte1 auf bereits bestehende 
Lizenzen hat. 

Der Sukzessionsschutz ist in den Schutzgesetzen des Geistigen Eigentums 
weitgehend identisch normiert. Exemplarisch bestimmt § 15 Abs. 3 Patentge-
setz:  

„Ein Rechtsübergang oder die Erteilung einer Lizenz berührt nicht Lizenzen, die Dritten 
vorher erteilt worden sind.“  

Damit ist die Antwort de lege lata in einem ersten Punkt deutlich: Ob beste-
hende Lizenzen gegenüber nachfolgenden Dispositionen über das Schutzrecht 
geschützt sind, ist zu bejahen. In einem zweiten wesentlichen Punkt weisen 
die gesetzlichen Anordnungen jedoch ein erhebliches Regelungsdefizit  auf: 
Sie führen nicht aus, wie die Rechtsfolgen des Sukzessionsschutzes ausgestal-
tet sein sollen. 

Diese Lücke haben Rechtswissenschaft und -praxis bisher gleichfalls nicht 
zu füllen vermocht.2 In der einschlägigen Literatur beschränken sich die re-
gelmäßig äußerst knappen Ausführungen zu den Rechtsfolgen des Sukzessi-
onsschutzes zumeist darauf festzustellen, dass kein Übergang des geschützten 
Lizenzvertragsverhältnisses auf den neuen Rechtsinhaber stattfinde.3 Trotz-
dem wird das Bedürfnis deutlich, dem Schutzrechtserwerber bzw. ausschließ-
lichen Lizenznehmer als Ausgleich für die Drittwirkung die Lizenzgebühren 

                                                
1 Im Folgenden wird nur noch dort, wo dies erforderlich erscheint, zwischen den Be-

griffen der Lizenz und des Nutzungsrechts ausdrücklich differenziert. Ansonsten werden 
die Begriffe der gängigen Praxis entsprechend synonym verwendet.  

2 Marotzke, ZGE 2010, 233, 233 f., dieser einzig ausführlich zu dem Themenkomplex. 
3 Busse/Keukenschrijver-Hacker, PatG, § 15 Rn. 76; SL-Ohly, UrhR, § 33 Rn. 25; Strö-

bele-Hacker, MarkenG, § 30 Rn. 83; Bartenbach, Patentlizenz- und Know-how-Vertrag, 
Rn. 116; Pahlow, Lizenz und Lizenzvertrag, S. 284 m.w.N.; a.A. Benkard-
Ullmann/Deichfuß, PatG, § 15 Rn. 115 mit Verweis auf McGuire, Lizenz, S. 440 ff., 568 
ff. 
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zuzusprechen. Auf welcher rechtlichen Grundlage dies erfolgen soll, wird 
jedoch nur wenig erhellt. Prominent ist diesbezüglich zwar die Forderung 
nach einem dreiseitigen Vertrag4, deren praktische Umsetzbarkeit jedoch 
anzuzweifeln ist. Soweit die Rechtsprechung solche Konstellationen bisher zu 
beurteilen hatte, haben diese keinen Anlass zu grundsätzlichen Ausführungen 
gegeben. So hat der Bundesgerichtshof in jüngeren Entscheidungen für Fälle, 
die  Lizenzketten betrafen, u.a. aus Sukzessionsschutzgesichtspunkten den 
Bestand der Unterlizenz bei Wegfall der Hauptlizenz bejaht.5 Den Anspruch 
auf Zahlung der Lizenzgebühren, welchen der Bundesgerichtshof dem 
Hauptlizenzgeber gegen den Unterlizenznehmer zuerkennt, stützt er auf Be-
reicherungsrecht.6 Diese Entscheidungen werfen erhebliche Probleme bei der 
dogmatisch konsistenten Bewältigung der verschiedenen betroffenen Rechts-
verhältnisse auf,  die näher zu betrachten sein werden . 

Die bisherigen Darstellungen lassen weitestgehend7 außer acht, dass durch 
den Sukzessionsschutz verschiedene Rechtsverhältnisse betroffen sind. Diese 
Rechtsverhältnisse unterscheiden sich schon jeweils danach, welche Tatbe-
stände den Sukzessionsschutz auslösen. So greift der Sukzessionsschutz zum 
einen dann, wenn ein Schutzrecht, an dem der Schutzrechtsinhaber bereits 
Lizenzen erteilt hatte, übertragen wird. Zum anderen erfasst der Sukzessions-
schutz den Fall, dass eine weitere Lizenz an einem Schutzrecht eingeräumt 
wird, obwohl bereits Lizenzen daran bestehen.  

Die Anordnung des Sukzessionsschutzes hat Auswirkungen auf insgesamt 
drei Rechtsverhältnisse. Am augenfälligsten betroffen ist sicherlich bezogen 
auf den Fall der Übertragung des Schutzrechts das Rechtsverhältnis zwischen 
dem ursprünglichen Schutzrechtsinhaber und dem Schutzrechtserwerber. 
Schon die weithin akzeptierte Auffassung, dass die Lizenzgebühren nunmehr 
an den Schutzrechtserwerber zu zahlen sein sollen, wirft jedoch Fragen hin-
sichtlich eines weiteren Rechtsverhältnisses auf – dem zwischen dem ge-
schützten Lizenznehmer und dem Schutzrechtserweber. Schließlich kann der 
Sukzessionsschutz bei genauer Betrachtung auch in Bezug auf ein drittes 
Rechtsverhältnis nicht ohne Auswirkungen bleiben, nämlich dasjenige zwi-
schen dem ursprünglichen Schutzrechtsinhaber und dem geschützten Lizenz-
nehmer. Die nämlichen Rechtsverhältnisse sind schließlich von der zweiten 
Konstellation betroffen, welche der Sukzessionsschutz regelt, der Einräu-
mung einer weiteren Lizenz. 

Der bisherige Stand der Forschung deutet zumindest an, dass die gesetzli-
che Anordnung des Sukzessionsschutzes in einer engen Wechselbeziehung 

                                                
4 S. statt vieler Bartenbach, Patentlizenz- und Know-how-Vertrag, Rn. 117. 
5 BGHZ 180, 344 = GRUR 2009, 946 – Reifen Progressiv, Rn. 9; BGH GRUR 2012, 

914 – Take Five, Rn. 16; BGHZ 194, 136 = GRUR 2012, 916 – M2Trade, Rn. 23 ff. 
6 BGHZ 194, 136 = GRUR 2012, 916 – M2Trade, Rn 26.  
7 Einzige Ausnahme ist der differenzierte Beitrag von Marotzke, ZGE 2010, 233. 
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zur Frage der Rechtsnatur der Lizenz im Recht des Geistigen Eigentums 
steht. Ob jedoch die gesetzliche Anordnung des Sukzessionsschutzes gerade 
für die dingliche Einordnung der Lizenz spricht8 oder ob andersherum die – 
dingliche oder obligatorische – Einordnung unterschiedliche Wirkungen beim 
Sukzessionsschutz zeitigt oder gar diese Fragestellung an sich zirkulär ist,9 
bedarf der Klärung.  

 
Ein Hauptziel der vorliegenden Arbeit ist es, dazu beizutragen, das rechtliche 
Phänomen des Sukzessionsschutzes strukturiert zu erfassen und dogmatisch 
zu verorten. Forschungsbedarf besteht somit zunächst für eine strukturierte 
Darstellung der Konstellationen, welche den Sukzessionsschutz auslösen 
können. Im Anschluss sind die Wirkungen des Sukzessionsschutzes im Hin-
blick auf die betroffenen Rechtsverhältnisse zu analysieren.  

Im Rahmen der Betrachtung der Wirkungen des Sukzessionsschutzes muss 
insbesondere geklärt werden, wie sich die unterschiedliche Einordnung der 
Lizenz – dinglich oder obligatorisch – auf jedes einzelne Rechtsverhältnis 
auswirkt. Im Ergebnis könnte dies die Beantwortung der Frage ermöglichen, 
ob eine bestimmte Beurteilung der Rechtsnatur der Lizenz eine für alle be-
troffenen Rechtsverhältnisse gleichermaßen geltende, dogmatisch konsistente 
Lösung erlaubt, die zudem schutzrechtsübergreifend gilt.  

II. Die international-privatrechtliche Betrachtung 
II. International-privatrechtliche Betrachtung 

Ist die Rechtslage beim Sukzessionsschutz für das deutsche Recht in einem 
ersten Schritt erfasst, soll der vorliegenden Untersuchung eine international-
privatrechtliche Dimension hinzugefügt werden. Gerade das Rechtsgebiet des 
Geistigen Eigentums ist aufgrund der Tatsache, dass Schutzrechte gleichen 
Inhalts in mehreren Ländern angemeldet und erteilt werden und somit Schutz 
beanspruchen können, von der zunehmenden Internationalisierung der Sach-
verhalte betroffen. Das Potential des Geistigen Eigentums als wirtschaftlich 
handelbares Gut ist in den letzten Jahren zunehmend entdeckt worden,10 was 
im Zuge der wirtschaftlichen Globalisierung zu einer breitgefächerten Inter-

                                                
8 Dies wird v.a. für das UrhR vertreten von Dreier/Schulze-Schulze, UrhR, § 31 Rn. 52, 

§ 33 Rn. 4; Schack, Urheber- und Urhebervertragsrecht, Rn. 604. 
9 L. Berger, Insolvenzschutz für Markenlizenzen, S. 7. 
10 Busse/Keukenschrijver-Keukenschrijver, PatG, Einl. Rn. 55; 

Blind/Cuntz/Köhler/Radauer, Volkswirtschaftliche Bedeutung Geistigen Eigentums, Studie 
BmWT 2009 (online), S. 2 ff.; Anstieg der Gebühren aus der Nutzung Geistigen Eigentums 
im Außenhandel der Bundesrepublik Deutschland von 2010 bis 2014 von 6 Mrd. EUR auf 
10 Mrd. EUR: Bericht der Deutschen Bundesbank und des Statistischen Bundesamtes, 
Außenhandel der Bundesrepublik Deutschland, 2015. 
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nationalisierung der Sachverhalte beigetragen hat. Der Auslandsbezug ist 
dadurch in vielen Sachverhaltskonstellationen zur Regel geworden.  

Trotzdem führt die international-privatrechtliche Betrachtung im Recht des 
Geistigen Eigentums hinsichtlich vieler Fragen noch ein stiefmütterliches 
Dasein.11 So sind sich internationale Parteien beim Abschluss eines Lizenz-
vertrages zwar durchaus bewusst, dass sie ein anwendbares Recht wählen 
müssen, beziehen jedoch die ‚Nationalität’ des Schutzrechts in ihre diesbe-
züglichen Überlegungen oftmals nicht mit ein. Zudem verschärft sich das 
Problem dann, wenn in demselben Lizenzvertrag ein Bündel aus mehreren 
Schutzrechten lizenziert wird.12 

Die kollisionsrechtliche Einordnung ist jedoch notwendigerweise allen 
sachrechtlichen Fragen vorgelagert, denn „wer immer gehalten ist, einen ihm 
vorgetragenen Sachverhalt rechtlich zu beurteilen, hat sich zuerst darüber 
Rechenschaft abzulegen, welche Rechtsvorschriften er bei seiner Beurteilung 
heranzuziehen gedenkt.“13  

Die bisherige international-privatrechtliche Beurteilung des Rechtsinstituts 
des Sukzessionsschutzes erschöpft sich regelmäßig in der Feststellung, dass 
sich dieser nach dem Schutzlandstatut richte.14 Das Schutzlandprinzip ist der 
beherrschende kollisionsrechtliche Grundsatz im Immaterialgüterrecht, wel-
cher als ungeschriebenes Gewohnheitsrecht umfassend anerkannt ist.15  

Nach der herrschenden Meinung erfasst die Anknüpfung an das Schutzland 
alle Fragen, die das Entstehen, den Schutzbereich sowie die Verletzung des 
Rechts, einschließlich der sich daraus ergebenden Rechtsfolgen, betreffen.16 
Nach dem Schutzlandstatut ist zudem die Frage zu beantworten, ob und in-
wieweit ein Schutzrecht durch Lizenzierung verwertet werden kann.17  

Festzuhalten ist insbesondere, dass das Schutzlandprinzip mit der Über-
tragbarkeit und der Lizenzierbarkeit für beide Grundkonstellationen des Suk-
zessionsschutzes das anwendbare Recht bestimmt.18  

                                                
11 Ahrens/McGuire, ModellG, Einleitung II 6, S. 7. 
12 Benkard-Ullmann/Deichfuß, PatG, § 15 Rn. 229; Staudinger-Fezer/Koos, EGBGB, 

Int ImmaterialgüterprivatR, Rn. 986. 
13 von Bar/Mankowski, IPR, § 1 I, S. 1 
14 Statt vieler Staudinger-Fezer/Koos, EGBGB, Int ImmaterialgüterprivatR, Rn. 989; 

Reithmann/Martiny-Obergfell, Int VertragsR, Rn. 6.1111. 
15 Staudinger-Fezer/Koos, EGBGB, Int ImmaterialgüterprivatR, Rn. 905; Göt-

ting/Meyer/Vormbrock-Nack, § 5 Rn. 1; BGHZ 152, 317 = GRUR Int 2003, 470, 471 – 
Sender Felsberg. 

16 MüKoBGB-Drexl, IntImmGR, Rn. 189; Staudinger-Fezer/Koos, EGBGB, Int Imma-
terialgüterprivatR, Rn. 904; Busse/Keukenschrijver-Hacker, PatG, § 15 Rn. 15; Grünber-
ger, ZVglRWiss 108 (2009), 134, 158 ff. und 170 ff.; Beier, GRUR Int 1981, 299, 306. 

17 Metzger, Transfer of Rights, S. 61 ff., 64. 
18 Grünberger, ZVglRWiss 108 (2009), 134 ff., 164. 
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Dass sich die Ausführungen zum Internationalen Privatrecht im Rahmen 
der Darstellung des Sukzessionsschutzes zumeist in einem Hinweis auf die 
Geltung des Schutzlandprinzips erschöpfen, hat mit der Perspektive zu tun, 
die eingenommen wird. So wird der Sukzessionsschutz – wie der Begriff 
letztendlich impliziert – häufig allein aus der Perspektive des geschützten 
Lizenznehmers betrachtet.  

Ebenso herausfordernd ist jedoch die international-privatrechtliche Be-
trachtung der anderen betroffenen Rechtsverhältnisse und dies gilt vor allem 
für die vertragliche Perspektive. Kollisionsrechtlich interessant ist dabei ins-
besondere der Umstand, dass etwa im Verhältnis zwischen Schutzrechtsinha-
ber und Schutzrechtserwerber, ein durch rechtsgeschäftliche Vereinbarung 
begründetes Schuldverhältnis mit Wirkung gegenüber Dritten ausgestattet 
wird.19  

Damit kommt in Bezug auf den Sukzessionsschutz auch noch eine andere 
Anknüpfung zum Tragen, nämlich diejenige an das Vertragsstatut. Der Ver-
trag über die Übertragung eines Schutzrechts bzw. der Vertrag über die Ein-
räumung einer ausschließlichen Lizenz sind ebenso nach dem Vertragsstatut 
zu beurteilen, wie der geschützte Lizenzvertrag. Alle Vertragsverhältnisse 
sind grundsätzlich der Rechtswahl zugänglich, was insbesondere in Bezug auf 
den Umstand von Bedeutung ist, dass Lizenzen oder Nutzungsrechte an 
Schutzrechten ganz maßgeblich von ihrer konkreten vertraglichen Ausgestal-
tung bestimmt sind.20 Das Vertragsstatut bestimmt den Umfang der Rechte 
aus dem Vertrag und dies betrifft wiederum die Lizenz als solche.21 

Reibungspunkte können etwa entstehen, wenn das Schutzlandrecht be-
stimmte Bedingungen für die Lizenzierbarkeit eines Schutzrechts vorschreibt, 
das Lizenzvertragsstatut aber andere Ausgestaltungsformen zulässt.  

 
Insgesamt ist somit zu untersuchen, wie das Schutzlandstatut und das Ver-
tragsstatut sich gegenseitig bedingen, denn dadurch, dass alle Fragen, die den 
Lizenzgegenstand (das Schutzrecht) selbst betreffen, vom Schutzlandstatut 
bestimmt werden, schränkt dieses damit auch das Schuldvertragsstatut ein.  

Zwar ist grundsätzlich geklärt, dass alle Fragen das Schutzrecht betreffend 
nach dem sogenannten Schutzlandprinzip dem Schutzlandstatut unterliegen 
sollen, während rein vertragliche Fragen dem Vertragsstatut unterfallen. So-
weit die herrschende Meinung jedoch davon ausgeht, dass bei der Lizenzer-
teilung neben den Lizenzvertrag die dingliche Verfügung über das Lizenz-
recht tritt, müssen die Wechselbezüglichkeiten von beiden untersucht werden.  

Dies wird insbesondere beim Sukzessionsschutz deutlich, bei dem die ge-
setzliche Anordnung Auswirkungen auf die betroffenen Vertragsverhältnisse 
                                                

19 McGuire, Lizenz, S. 439. 
20 Metzger, Transfer of Rights, S. 61 ff., 62. 
21 C. Ahrens, Gew Rechtsschutz, S. 21 Rn. 38. 
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haben muss. Wird das Schutzrecht selbst übertragen, so wird das Verpflich-
tungsgeschäft durch eine entsprechende Verfügung über das Schutzrecht 
erfüllt. Stellt sich im Rahmen dieser Verfügung die Frage, ob das Schutzrecht 
möglicherweise nur ‚belastet‘ mit dem Sukzessionsschutz eines dritten Li-
zenznehmers übertragen werden kann, so ist dies eine Frage der Übertragbar-
keit des Schutzrechts, die nach herrschender Meinung nach dem Schutzland-
prinzip anzuknüpfen ist. Die Frage der Wirkung auf Dritte könne schlechter-
dings nicht dem Vertragsstatut unterworfen werden.22  

Gleiches gilt in dem Fall der späteren Erteilung einer ausschließlichen Li-
zenz. Soweit man mit der herrschenden Meinung  davon ausgeht, dass es zur 
Einräumung einer Lizenz einer dinglichen Verfügung bedarf, ist auch diese 
gesondert nach dem Schutzlandprinzip anzuknüpfen. Trennt man nämlich 
vom Lizenzvertrag die Verfügung als selbständiges dingliches Rechtsgeschäft 
ab, so muss hierfür auch das anwendbare Recht gesondert bestimmt werden. 
Die Verfügung selbst beurteilt sich als Frage der Verfügbarkeit über das 
Schutzrecht nach dem Schutzlandstatut, stellt aber zugleich das Erfüllungsge-
schäft aus dem Vertrag dar.23  

Die Auffassung der herrschenden Meinung, die die (ausschließliche) Li-
zenz als dingliches Recht sieht und dementsprechend auch bei der internatio-
nal-privatrechtlichen Anknüpfung zwischen Verpflichtungs- und Verfü-
gungsebene trennt, führt gerade beim Sukzessionsschutz zu sehr komplizier-
ten Anknüpfungsvorgängen. Die Arbeit will daher auch untersuchen, ob die 
Schwierigkeiten reduziert werden können und somit eine konsistente Lösung 
für die unterschiedlichen Konstellationen möglich ist, wenn man die Lizenz 
rein vertraglich einordnet.  

 
Eine besondere Problematik ist den soeben aufgezeigten Fragestellungen 
jedoch noch vorgelagert. Mit der Differenzierung zwischen Verpflichtung 
und Verfügung und der daraus folgenden getrennten Anknüpfung findet 
streng genommen bereits eine rechtliche Vorbeurteilung des Sachverhalts 
statt, die grundsätzlich dem anwendbaren Recht vorbehalten sein müsste. 
Dieses soll jedoch im Rahmen der kollisionsrechtlichen Betrachtung erst 
noch gefunden werden.  

Die Stellung der Rechtsfrage, welche kollisionsrechtlich angeknüpft wer-
den soll, ist aber ein Teil des international-privatrechtlichen Qualifikations-
vorgangs. Der zweite Teil ist die Subsumtion unter die Kollisionsnorm. Die 
Stellung der Rechtsfrage erfolgt dabei immer nach dem Recht des Gerichtsor-
tes, der lex fori. Soweit es sich um Kollisionsrecht des Gerichtsortes handelt, 
erfolgt auch die Auslegung der Kollisionsnorm und die Subsumtion des 
Sachverhalts nach dem Recht der lex fori.  
                                                

22 MüKoBGB-Drexl, IntImmGR, Rn. 214. 
23 McGuire, Lizenz, S. 606 
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Geändert hat sich dies nun aber für die Bereiche, in denen Unionskollisi-
onsrecht zur Anwendung kommt, also im Anwendungsbereich der Rom-
Verordnungen. Hier muss der Teil des Qualifikationsvorgangs, der die Aus-
legung der Kollisionsnorm und die Subsumtion betrifft, unionsrechtlich auto-
nom erfolgen. Fraglich ist, wie das erkennende Gericht im konkreten Fall die 
Rechtsfrage zu bestimmen hat. So könnte es sein, dass auch die Stellung der 
Rechtsfrage bei späterer Subsumtion unter Unionskollisionsnormen nicht 
mehr nach der lex fori des angerufenen Gerichts vorgenommen werden darf, 
weil beides – Stellung der Rechtsfrage und Auslegung der (Unions-) Kollisi-
onsnorm – Teil des einheitlichen international-privatrechtlichen Qualifikati-
onsvorgangs ist.  

Die Auflösung dieses methodischen Dilemmas ist Grundvoraussetzung für 
die Systematisierung der weiteren Untersuchung. Der erste Teil der Arbeit (2. 
Kapitel) soll daher klären, ob die Stellung der Rechtsfrage für die internatio-
nal-privatrechtliche Anknüpfung im Falle der Befassung eines deutschen 
Gerichts weiterhin nach deutschem Recht erfolgen kann. Dies scheint über-
haupt erst die Grundlage für eine intensive Auseinandersetzung mit Anord-
nung (3. Kapitel) und Wirkungen (4. Kapitel) des Sukzessionsschutzes aus 
der Perspektive des deutschen Rechts zu sein, welche wiederum notwendige 
Voraussetzung für die differenzierte international-privatrechtliche Betrach-
tung der Thematik ist (5. und 6. Kapitel).  



 

Kapitel 2 

Fragestellung und Methodik 

„Daß [die Anknüpfungsbegriffe], soweit irgend möglich, reine Thatsachen oder überall 
gleichmäßig geregelte einfache Rechtsbegriffe sein sollen [...] ist gewiß richtig; daß sie es 
gleichwohl (de lege lata) durchaus nicht allgemein sind, haben wir [...] darzuthun gesucht; 
daß sie auch de lege ferenda bei einem Rechtszustand, welcher über die allereinfachsten 
Stadien des Sachen- und Forderungsrechts hinausgeschritten ist, – man  denke gar an die 
Immaterialrechte! – nicht allein auf die einfachsten Anknüpfungen des Aufenthalts [...] der 
Person und Sache beschränkt bleiben können, ist u.E. ganz unbestreitbar.“1 

I. Problemaufriss 
I. Problemaufriss 

Wie eingangs beschrieben, beschäftigt sich die vorliegende Arbeit mit der 
Einordnung des Sukzessionsschutzes im Recht des Geistigen Eigentums und 
dessen international-privatrechtlicher Betrachtung.  

Die Themenstellung ist damit sehr generell gehalten. Gerade bei einer in-
ternational-privatrechtlichen Abhandlung kann es aber zuweilen bereits eine 
der schwierigsten Aufgaben sein, die richtige Fragestellung zu entwickeln.2 
Eine solche Betrachtung hat viele Ebenen, die abgeschichtet werden müssen, 
um zu den eigentlichen Kernproblemen der Frage vorzustoßen. Hat man die 
Probleme erst einmal identifiziert, ist weiter zu erforschen, welche kollisions-
rechtliche Frage sie betreffen. Es kann sich um Auslegungs- und Anknüp-
fungsfragen, Qualifikationsprobleme oder um eine kollisionsrechtliche Vor-
frage handeln. Dementsprechend sollen in der Folge zunächst die relevanten 
Fragestellungen herausgearbeitet werden.  

Da die vorliegende Arbeit das internationale Privatrecht des Sukzessions-
schutzes aus der Perspektive des deutschen Rechts in den Blick nehmen will, 
soll für die weitere Betrachtung davon ausgegangen werden, dass einem deut-
schen Gericht ein entsprechender Sachverhalt mit Auslandsberührung vor-
liegt. Dieses bestimmt das anwendbare Recht nach seinem eigenen Kollisi-
onsrecht, dem Kollisionsrecht der lex fori. Das Gericht muss also ermitteln, 
welche Kollisionsnorm in Bezug auf den Sachverhalt zur Anwendung zu 
bringen ist. Handelt es sich um einen Sachverhalt im Kontext des immaterial-

                                                
1 Kahn, Gesetzeskollisionen, JhJb 30 (1891), S. 1, 108.  
2 S. schon Bartin, La théorie des qualifications, in: Picone/Wengler, S. 345, 347. 
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güterrechtlichen Sukzessionsschutzes, kann es dem Gericht jedoch schon 
Probleme bereiten, den Anknüpfungsgegenstand zu identifizieren. Auch da-
bei legt es grundsätzlich das Verständnis seiner eigenen Rechtsordnung, der 
lex fori, zugrunde.  

Die Frage des Sukzessionsschutzes stellt sich vor dem Hintergrund der 
deutschen Rechtslage vornehmlich in folgenden zwei Sachverhaltskonstella-
tionen: Zum einen bei der Übertragung eines Schutzrechts, an dem der 
Schutzrechtsinhaber Dritten zuvor bereits Lizenzen erteilt hatte. Zum anderen 
bei der Erteilung einer weiteren Lizenz an einem Schutzrecht, an dem der 
Schutzrechtsinhaber Dritten zuvor bereits Lizenzen erteilt hatte. In beiden 
Fällen wird die Frage, ob Sukzessionsschutz besteht, als Bedingung für die 
Übertragbarkeit bzw. Lizenzierbarkeit des Schutzrechts nach dem Schutz-
landprinzip angeknüpft. Dieses ist das Recht des Landes, in dem das zugrun-
de liegende Recht des Geistigen Eigentums geschützt ist.3 Ist damit nun deut-
sches Recht zur Anwendung berufen, ordnet dieses in den einschlägigen Ge-
setzen in Bezug auf beide Situationen an, dass die Lizenzen Dritter Bestand 
haben sollen.4 Handelt es sich bei der geschützten Lizenz um eine ausschließ-
liche, dann soll die Anordnung des Sukzessionsschutzes sogar nicht aus der 
gesetzlichen Bestimmung, sondern aus der Überlegung folgen, dass die aus-
schließliche Lizenz dinglichen Charakter hat und deswegen aus sich heraus 
gegenüber weiteren Verfügungen des Lizenzgebers geschützt ist. Der Lizenz-
geber habe sich mit der Erteilung insoweit seiner Verfügungsbefugnis bege-
ben.5 Somit lässt sich die Frage, ob Sukzessionsschutz besteht und nach wel-
chem Recht sich dieser richtet, noch relativ einfach abschichten. 

Das deutsche Recht schweigt sich aber über die Ausgestaltung des Wie des 
Sukzessionsschutzes aus. Die Unklarheit besteht für alle betroffenen Rechts-
verhältnisse, also erstens für das Rechtsverhältnis, welches den Sukzessions-
schutz auslöst – die Übertragung des Schutzrechts oder Erteilung einer aus-
schließlichen Lizenz –, zweitens für das geschützte Lizenzrechtsverhältnis 
und drittens für die Einordnung der ‚neuen’ Beziehung zwischen dem ge-
schützten Lizenznehmer und dem Schutzrechtserwerber bzw. weiteren Li-
zenznehmer. Ohne explizite gesetzliche Anordnungen muss die Beurteilung 
der Rechtswirkungen des Sukzessionsschutzes grundsätzlich davon abhängen, 
wie die Rechtsnatur der Lizenz bestimmt wird. Soweit man die Lizenz ding-
lich auffasst, kommt zur vertraglichen Ebene der Lizenzerteilung eine dingli-
che Verfügung über das Lizenzrecht hinzu. Sowohl auf der Ebene des 
Rechtsverhältnisses, welches die Sukzession auslöst, also auch beim ge-
schützten Lizenzverhältnis, spielt damit die nach deutschem Recht gültige 

                                                
3 Näher dazu unten ab S. 266 ff. 
4 § 15 Abs. 2 PatG, § 33 UrhG, § 22 Abs. 3 GebrMG, § 30 Abs. 5 MarkenG, § 31 

Abs. 5 DesignG. 
5 S.u. ab S. 110 ff. 
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Trennung zwischen Verpflichtung und Verfügung eine Rolle. So soll etwa die 
ausschließliche Lizenz nur um den Rechtsgehalt bereits bestehender Lizenzen 
vermindert eingeräumt werden können, im Falle der Übertragung des Schutz-
rechts ist dieses durch bestehende Lizenzen dinglich belastet. Diese Annahme 
setzt jedoch auch voraus, dass im geschützten Lizenzverhältnis eine Verfü-
gung über das Lizenzrecht stattgefunden hat. Handelt es sich hierbei aber um 
eine einfache Lizenz an einem gewerblichen Schutzrecht, wäre dies zu ver-
neinen, da dieser gemeinhin nur schuldrechtliche Wirkung zugeschrieben 
wird, so dass bei ihrer Erteilung keine Verfügung stattfindet. Darin zeigt sich 
schon eine Inkonsistenz in der bisherigen Beurteilung.6 Auch die genaue 
Ausgestaltung des Rechtsverhältnisses zwischen dem Schutzrechtserwerber 
bzw. ausschließlichen Lizenznehmer und dem geschützten Lizenznehmer ist 
unklar. Nach der herrschenden Meinung bleibt der Vertrag, welcher der ge-
schützten Lizenz zugrunde liegt, zwischen den ursprünglichen Parteien beste-
hen, den Erwerber bzw. ausschließlichen Lizenznehmer trifft lediglich eine 
Duldungspflicht.7 Vorstellbar ist im Gegensatz dazu aber auch ein Vertrags-
übergang.8 

Die vorstehende Darstellung zeigt vor allem die enge Verzahnung der Fra-
ge der Rechtswirkungen des Sukzessionsschutzes mit der Beurteilung der 
Rechtsnatur der Lizenz. Die nähere Untersuchung des Zusammenspiels muss 
einen Schwerpunkt der vorliegenden Arbeit bilden. Denn gerade auch die 
international-privatrechtliche Beurteilung des Sukzessionsschutzes aus der 
Sicht eines deutschen Gerichts hängt von der klaren Einordnung dieser Fra-
gen ab. Nach welchen rechtlichen Maßstäben die Erteilung einer Lizenz an 
einem Schutzrecht zu beurteilen ist – rein vertraglich oder dinglich oder bei-
des – entscheidet erst das anwendbare Recht. In der Rechtspraxis der Gerich-
te ist es aber zumeist so, dass zum Beispiel bei der Geltendmachung von 
Ansprüchen des Lizenznehmers gegen den Lizenzgeber schon zu Beginn 
differenziert wird, ob es sich um vertragliche oder dingliche Ansprüche han-
delt, um in der Folge jeweils gesondert das anwendbare Recht zu bestimmen. 
So ging bspw. das Oberlandesgericht München in der Rechtssache Qimonda 
davon aus, dass die Klägerin sich bei Übertragung ihrer Schutzrechte dinglich 
wirkende Nutzungsrechte zurückbehalten und die Schutzrechte insofern nur 
beschränkt übertragen habe. Das Gericht legt seiner Einschätzung hier also 
zugrunde, dass eine beschränkte Übertragung – vermindert um dinglich wir-
kende – Lizenzrechte, möglich ist. Es lässt dabei aber außer Acht, dass die 
Frage, auf welche Weise ein Schutzrecht übertragbar ist – ob also eine solche 
Beschränkung überhaupt möglich ist – nur durch das Schutzlandrecht beur-
teilt werden kann. Die Übertragung hatte in diesem Fall eine große Zahl auch 
                                                

6 S.u. ab S. 171 ff. 
7 S.u. ab S. 171 ff. 
8 S.u. ab S. 174 ff. 
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